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An unſere Bezieher! 


Die mit Wirkung vom 1. Oktober 1935 ab geltenden Bezugsgebühren für Geſetzblatt, Staats⸗ 
anzeiger Teil I und Teil II find am Schluß veröffentlicht. 


Danzig, den 10. September 1935. 
Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers für die Freie Stadt Danzig 


226 Verordnung 
über Anderungen in der Sozialverſicherung. 
Vom 28. Auguſt 1935. 


Auf Grund des § 1 Ziff. 40 in Verbindung mit § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 243 ff.) wird mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel I 
Die Reichsverſicherungsordnung wird wie folgt geändert: 
1. Der $ 393 erhält folgenden neuen Abſatz 2: 

„Bei nicht rechtzeitiger Zahlung kann die Kaſſe einen Säumniszuſchlag von 5 vom Hun⸗ 

dert des Beitragsrückſtandes erheben, der wie der Rückſtand ſelbſt beigetrieben wird.“ 
2. Im 8 754 Abſ. 1 und im $ 1020 Abſ. 1 wird folgender neuer Satz 2 eingefügt: 

„Bei nicht rechtzeitiger Zahlung kann die Berufsgenoſſenſchaft einen Säumniszuſchlag 
von 5 vom Hundert des Beitragsrückſtandes erheben, der wie der Rückſtand ſelbſt beige⸗ 
trieben wird.“ 

3. Im § 1468 XDI. 1 wird folgender neuer Satz 2 eingefügt: 

„Bei einem Beitragsrückſtand kann die Landesverſicherungsanſtalt einen Säumniszuſchlag 
von 5 vom Hundert des Rückſtandes erheben.“ 

Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

Im 8 1468 Abſ. 2 werden hinter dem Worte „Koſten“ die Worte eingefügt „und der 
Säumniszuſchlag.“ : 

Artikel II 
Das Angeſtelltenverſicherungsgeſetz wird wie folgt geändert: 
Im 8 183 XDI. 1 wird folgender neuer Satz 2 eingefügt: 

„Bei einem Beitragsrückſtand kann die Landesverſicherungsanſtalt einen Säumniszu⸗ 
ſchlag von 5 vom Hundert des Rückſtandes erheben.“ 

Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

Im $ 183 Abſ. 2 werden hinter dem Worte „Koſten“ die Worte eingefügt „und der 
Säumniszuſchlag“. 


Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 19. 9. 1935.) 


re Fe 


: Den Vorschriften der Artitel I und II unterliegen auch Beitragsrüditände, die an Tage . 
Inkrafttretens dieſer Verordnung bereits feſtgeſtellt waren. 1 


Artikel IV 

1. Im § 2 des Geſetzes betreffend das Spruch- und Beſchlußverfahren in der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung vom 19. März 1924 (G. Bl. S. 89) in der Faſſung der Verordnung über das Spruch⸗ 
und Beſchlußverfahren bei dem Oberverſicherungsamt nach der Reichsverſicherungsordnung vom 
19. Juni 1931 (G. Bl. S. 595) erhält Abſ. 2, c folgende Faſſung: 

„e) einem von dem Gerichtspräſidenten beſtellten richterlichen Beamten“. 

2. Im $ 250 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes in der Faſſung der Verordnung über das Spruch⸗ 
und Beſchlußverfahren bei dem Oberverſicherungsamt nach dem Angeſtelltenverſicherungsgeſetz 
vom 19. Juni 1931 (G. Bl. S. 596) erhält Abſ. 2c) folgende Faſſung: 

„e) einem von dem Gerichtspräſidenten beſtellten richterlichen Beamten“. 


Artikel V 
Die Ausführungsverordnung vom 7. September 1934 (G. Bl. S. 701) für die Verordnung 
zur Erhaltung der Leiſtungsfähigkeit der Invaliden- und der Angeſtelltenverſicherung vom 11. J 
1934 (G. Bl. S. 532) wird aufgehoben. 
Artikel VI 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 28. Auguſt 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


227 Erſte Aus führungs verordnung 
zur Rechtsverordnung zur Vereinfachung der Verwaltung vom 9. Auguſt 1935 (G. Bl. S. 869), 
Vom 30. Auguſt 1935. 


Zur Rechtsverordnung zur Vereinfachung der Verwaltung vom 9. Auguſt 1935 (G. Bl. S. 869) 
ergeht folgende Ausführungsverordnung: 
8 1 
Zur Wahrnehmung aller Geſchäfte eines Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle des Landgerichts, 
Kammer für Verwaltungsangelegenheiten, und des Obergerichts, Senat für Verwaltungsangelegen⸗ 
heiten, (Art. 1 8 1, 4 der Rechtsverordnung vom 9. Auguſt 1935), ſind auch diejenigen Beamten 
der Verwaltungslaufbahn befugt, die dieſe Geſchäfte im Zeitpunkt ihrer Übertragung auf die Gerichts⸗ 
behörden wahrnehmen. 
8 2 
Die Vorſchrift des § 127 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 
1883 (G. S. S. 195) in der Faſſung des Art. III § 1 Ziffer 1 der Rechtsverordnung vom 9. Auguſt 
1935 findet auch Anwendung, wenn die Entſcheidung des Senats vor Inkrafttreten der Rechtsverord⸗ 
nung vom 9. Auguſt 1935 bereits ergangen iſt. 


8 3 
Die 88 149 ff. des Reichsbeamtengeſetzes in der in Art. II § 5 der Rechtsverordnung zur Ver⸗ 
einfachung der Verwaltung vom 9. Auguſt 1935 (G. Bl. S. 869) genannten Faſſung finden auch 
auf die Verfahren Anwendung, die bei Inkrafttreten dieſer Verordnung gemäß $ 7 des Kommunal⸗ 


Beamtengeſetzes vom 30. Juli 1899 (Pr. G. S. S. 141) bei den Verwaltungsgerichten anhängig waren, 
oder die endgültig in erſter oder zweiter Inſtanz ſind, ohne daß eine der Parteien Klage im ordent- 


lichen Rechtswege bisher erhoben hat. 
Danzig, den 30. Auguſt 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski-Keiſer 


ات ی وت ی 
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919 
Rechtsverordnung 


betreffend den Erlaß einer Strafordnung für die Studenten und Hörer der Staatlichen Akademie 


für praktiſche Medizin zu Danzig. 
Vom 4. September 1935. 


Auf Grund des 8 1 Ziffer 9, 36, 39, 89 und 32 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird mit Geſetzeskraft folgende Strafordnung für 
die Studenten und Hörer der Staatlichen Akademie für praktiſche Medizin zu Danzig erlaſſen: 


Pflichten 


Strafen 


Verfahren 


Strafordnung 


8 1 
Die Aufnahme in die Gemeinſchaft der Staatlichen Akademie fordert erhöhte 
Bereitſchaft im Dienſte für Volk und Staat. 


8 2 
Als Glieder der Gemeinſchaft haben Studenten und Hörer die in ihr begrün- 
deten Sonderpflichten getreulich zu erfüllen, Würde und Anſehen der Staatlichen 
Akademie zu wahren und Anordnungen der Leitung gewiſſenhaft zu befolgen. 


8 3 : 
Pflichtwidriges Verhalten verletzt die Gemeinſchaft und wird unbeſchadet gericht⸗ 
licher Verfolgung durch Hochſchulſtrafen geahndet. 


8 4 
Folgende Strafen können verhängt werden: 
a) mündliche Verwarnung, 
b) ſchriftlicher Verweis, erforderlichenfalls unter Androhung der Entfernung 
von der Staatlichen Akademie, 
c) Nichtanrechnung des laufenden Semeſters, 
d) Entfernung von der Staatlichen Akademie, verbunden mit Nichtanrechnung 
des Semeſters. 
8 5 
Wer mit Nichtanrechnung oder Entfernung beſtraft iſt, kann ſich erſt nach Ablauf 
des Semeſters an einer anderen Hochſchule einſchreiben. 
Er iſt für das laufende und das folgende Semeſter unfähig, ein ſtudentiſches 
Amt zu bekleiden. 
§ 6 
Der Leiter der Staatlichen Akademie leitet das Strafverfahren ein. 
Er betraut den geſchäftsführenden Vorſitzenden des Kuratoriums der Staatlichen 
Akademie mit den erforderlichen Ermittlungen. 


8 7 
Dieſer kann Zeugen laden und eidlich vernehmen. Gegen Akademieangehörige 
kann er als Ordnungsſtrafen Verwarnungen und Verweiſe verhängen und bei Nicht⸗ 
erſcheinen zwangsweiſe Vorführung anordnen. 


8 8 
Gibt der ermittelte Sachverhalt keinen Anlaß zum Einſchreiten, ſo ſtellt der 
Leiter der Akademie das Verfahren ein. Die Einſtellung wird dem Beſchuldigten 
in jedem Fall mitgeteilt. 
8 9 
Verwarnungen und Verweiſe verhängt der Leiter der Akademie allein, nachdem 
der Beſchuldigte gehört worden iſt. 
8 10 
Nichtanrechnung und Entfernung verhängt der Leiter der Akademie nach münd⸗ 
licher Verhandlung auf einhelligen Beſchluß des Dreier-Ausſchuſſes. 


gehö 

der Leiter der Atademie 

der Führer der Dozentenſchaft, 

der Fachſchaftsleiter der Studentenſchaft. 


٩ 12 
21 Der geſchäftsführende Vorſitzende des Kuratoriums legt dem Dreier-Ausſchuß 
ER eine Anſchuldigungsſchrift vor. Sie wird dem Beſchuldigten zugleich mit der Ladung 
E ۲ zur mündlichen Verhandlung zugeſtellt. 
§ 13 
Der Leiter der Akademie leitet die mündliche Verhandlung. 
Der geſchäftsführende Vorſitzende des Kuratoriums vertritt die Anſchuldigung. 
Der Beſchuldigte kann einen Angehörigen des Lehrkörpers als Beiſtand wählen. 


8 14 
Erſcheint der Beſchuldigte nicht, ſo iſt die Verhandlung auszuſetzen. Erſcheint 
er auch auf wiederholte Ladung nicht, ſo kann ohne ihn verhandelt werden. Die Bers 
kündung der Entſcheidung iſt in dieſem Falle um eine Woche zu verſchieben. Bei 
triftiger Entſchuldigung kann der Leiter der Akademie ſtatt der Verkündung einen 
neuen Verhandlungstermin anberaumen. 
8 15 
Eine Beſtrafung mit Verweis, Nichtanrechnung oder Entfernung iſt dem Be⸗ 
ſtraften ſchriftlich mitzuteilen und mit Gründen zu verſehen. 
Sie wird durch 14⸗tägigen öffentlichen Aushang bekannt gemacht und in die 
Papiere des Beſtraften eingetragen. 


§ 16 
Iſt der Beſchuldigte nach einem pflichtwidrigen Verhalten an einer neuen Hoch— 
ſchule eingeſchrieben, ſo iſt dieſer Mitteilung zu machen. 
8 17 ۱ 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 4. September 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Huth Dr. Kluck 


22²9 Rechts verordnung 
a betreffend den „Danziger Luftſchutzbund“. 
Vom 4. September 1935. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 9 und des 8 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und‏ ی 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet:‏ 25 
1 8 ۰ ۲ 855 4 7 
Der „Danziger Luftſchutzbund“ hat die Aufgabe, den Selbſtſchutz der Bevölkerung gegen Luft⸗‏ 2 5 
angriffe vorzubereiten und durchzuführen.‏ 
Der „Danziger Luftſchutzbund“ iſt rechtsfähig und hat die Eigenſchaft einer Körperſchaft des‏ 
öffentlichen Rechts; fein Sitz 1 in Danzig.‏ ۱ 
Der Führer des „Danziger Luftſchutzbundes“ wird vom Senat der Freien Stadt Danzig er-‏ 
a 1 annt und abberufen.‏ 
Der „Danziger Luftſchutzbund“ gibt ſich ſelbſt eine Verfaſſung, welche der Genehmigung des‏ 


Senat bedarf. 
3 § 2 
Re Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
۲ 1 Danzig, den 4. September 1935. 
5 Der Senat der Freien Stadt Danzig 


Greiſer Huth 
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| Zum Abkommen | 
zur Unterdrückung des Umlaufs und Vertriebs unzüchtiger Veröffentlichungen vom 
12. September 1923 (G. Bl. 1926 S. 205). 


Das vorgenannte Abkommen iſt ratifiziert worden: 
a) von der Regierung des Königreichs Gr. Britannien für den Auſtraliſchen Staatenbund und 
die Gebiete von Papua, der Norfoli-Infel, Neuguinea und Nauru, 
b) von der Regierung der Union der Sozialiſtiſchen Sowjetrepubliken. 
Die Ratifikationsurkunde zu a) it am 29. Juni 1935 im Sekretariat des Völkerbundes nieder⸗ 
gelegt worden, die Eintragung des Beitritts zu b) am 8. Juli 1935 im gleichen Sekretariat erfolgt. 


Danzig, den 5. September 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


231 Verordnung 
zur Anderung der Telegraphenordnung. 
Vom 23. Auguſt 1935. 


Auf Grund des 8 1 des Geſetzes betreffend Anderung der Telegraphengebühren vom 30. April 
1921 in der Faſſung des Geſetzes vom 28. Januar 1925 (G. Bl. S. 9) wird hiermit verordnet: 


Artikel I 

Die Telegraphenordnung wird wie folgt geändert: 

Im 8 7 erhält der zweite Abſatz folgende Faſſung: 

Ortsverkehr iſt der Verkehr 

1. innerhalb des Ortszuſtellbereichs, 
2. innerhalb des Landzuſtellbereichs, 
3. zwiſchen Ortszuſtellbereich und Landzuſtellbereich. 

Ferner beſteht Ortsverkehr zwiſchen Orten in demſelben Ortsfernſprechnetz. Gehört ein Ort zu 
mehreren Ortsfernſprechnetzen, ſo hat der ganze Ort Ortsverkehr mit allen Orten in dieſen Ortsfern⸗ 
ſprechnetzen. 

Im $ 21, I, erſter Abſatz erhält der letzte Satz nach dem Punktſtrich folgende Faſſung: 

die Zuſtellung durch Fernſprecher bildet bei Telegrammen an Fernſprechteilnehmer die Regel. 

Im $ 21, I, vierter Abſatz ſind zu erſetzen: 

„Ortszuſtellbezirk“ durch: Ortszuſtellbereich und „Landzuſtellbezirk“ durch: Landzuſtellbereich. 

Im $ 21, I, fünfter Abſatz find zu erſetzen: 

„Ortszuſtellbezirks“ durch Ortszuſtellbereichs und „Bezirks“ durch: Bereichs. 


Artikel IH 
Dieſe Verordnung tritt am 1. September 1935 in Kraft. 


Danzig, den 23. Auguſt 1935. 
Landespoſtdirektion der Freien Stadt Danzig 


Bezugsgebühren . a) — das Geſetzblatt für r die Freie Stadt Danzig Ausgabe A u. B je 3,75 G, 
b) für den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil I Ausgabe A u. B je 3,— G, c) für den Staatsanzeiger für 
die Freie u a Teil II 3,75 G. Beitellungen haben bei der zuſtändigen Poſtanſtalt zu erfolgen. Für Beamte (ſiehe 
Staatsanz. f. 1922, Nr. 87) Bezugspreis zu a) 2,25 G, zu b) 1,50 G. 
—— — betragen für die zweigeſpaltene Zeile oder deren Raum = 0,50 G. 
Belegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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